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Beiträge zur Praxis des ölterr. Waſſerrechtsgeſetzes. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 
Die Waſſerbeuützung zur Fortſchaffung gewerblicher und indnſtrieller 
Abfälle. 


(Fortſetzung.) 

Wir ſtellen uns die Aufgabe, nachzuweiſen, daß die Triſtung der 
Abfälle in ganz gleicher Weiſe als Waſſerbenützung anzuſehen iſt, wie 
die Ausnützung einer Waſſerkraft durch Einbauen einer Wehre, die 
Benützung des Waſſers zur Schifffahrt u. ſ. w., und daß es nicht 
angeht, jede Triftung von Abfällen als Verunreinigung zu perhorres— 
eiven, insbeſondere aber mit dem § 398 St. G. in Verbindung zu 
bringen. Peyrer geſteht ſchon Seite 175 zu, daß ſich die Verunreini— 
gung der Gewäfſer durch Abfälle, Schmutzwaſſer u. dgl. aus gewerb— 
lichen und landwirthſchaftlichen Betrieben nicht immer ganz vermeiden 
laſſe, und fügt hinzu: es würde ein vollſtändiges Verbot mit über: 
wiegenden Nachtheilen für die Induſtrie und die Landwirthſchaft ver- 
bunden ſein. Wir müſſen hier erwähnen, daß Peyrer unſeres Wiſſens 
nirgends die Waſſerbenützung erwähnt, welche in der Einleitung der 
Canale der geſchloſſenen Orte in öffentliche Gewäſſer liegt. Da wir es 
hier mit Cloakeninhalt, Schmutzwäſſern u. ſ. f. zu thun haben, müßte 
doch unbedingt in jedem einzelnen Falle eine Conceſſion nachgeſucht 
werden. Daß dies unterlaſſen wird, kann nur dadurch begründet mer- 
den, daß notoriſch die eingeleitete Menge von diverſem Unrathe eine 
merkbare Beeinträchtigung der anderwärtigen Waſſerbenützung nicht nach 
ſich zieht. Dies würde natürlich nicht mehr gelten, menn der geſchloſſene 
Ort an einem Gewäſſer von geringer Waſſermenge oder an einem 
ſolchen, das zur Sommerszeit austrocknet, liegen würde. Das Gleiche gilt 
doch gewiß auch von den bei Städten an Flußufern üblichen Ablage⸗ 
rungen von Schutt, Steinkohlenaſche, Kehricht u. dgl. Dieſe Maſſen 
werden regelmäßig von Hochwäſſern fortgetragen und Niemand findet 
an dieſem Vorgange, der meiſt ortspolizeilich geregelt iſt, etwas an⸗ 
ſtößiges; auch wieder aus dem Grunde, weil der Kubikraum der fort⸗ 
geſchafften Materialien verſchwindet gegenüber dem Kubikraume der 
vorüberfließenden Waſſermaſſen, weil die Vertheilung der feſten Beſtand⸗ 


Geſchieben, Erde, Sand u. |. f mit ſich führt, daß dagegen die von 
Menſchenhand eingeworfenen, zur Fortſchaffung übergebenen Materialien 
minimal erſcheinen. 

Peyrer gibt auf Seite 176 eine Weiſung, auf welche Weife 

Fabriken das Recht zur Einleitung der Abfallwäſſer erlangen können. 
Er jagt: die bloße Conceſſion einer Fabriksanlage gibt noch kein Recht, 
Fabriksabfälle u. ſ. w. in ein öffentliches Gewaäſſer zu leiten, „das 
letztere Recht muß beſonders verliehen und nach Art und Umfang feſt⸗ 
geſtellt werden.“ Hieran knüpft Peyrer ſehr beachtenswerthe Bemer- 
kungen; er gibt der Meinung Ausdruck, daß eine ſolche Conceſſion, 
ſollten ſich ſpäter weſentliche Nachtheile zeigen, zurückgenommen werden 
kann. Der Zuſammenhang weiſt aber darauf hin, daß hier ſpeciell 
ſanitäre Rückſichten ausſchlaggebend find; dies ergibt ſich aus der Be- 
merkung „die oben beſprochenen Nachtheile“, da auf Selber Seite von 
übelriechendem Waſſer, ſchädlicher Ausdünſtung u. ſ. ſ. geſprochen wird. 
Man muß daraus folgern, daß eine Conceſſion auch für die Dauer 
ertheilt werden kann, und daß ſie allen jenen, welche erſt ſpäter ein 
Waſſerbenützungsrecht erwerben, als beſtehendes älteres Recht entgegen⸗ 
gehalten werden kann. 
Für die Frage der ſchädigenden Beläſtigung, Verunreinigung 
u. . f kommt es ganz vorwiegend auf die Art der Ausübung an. 
So kann das plötzliche Einleeren von Fäcalmaſſen in einen kleineren 
Bach als eine unzuläſſige Handlung bezeichnet werden, während das 
Einleiten eines Canales, der dieſelbe Quantität Unrath in verſchwindend 
kleinen Partien dem Waſſer zuführt, anſtandslos geduldet wird. Wir 
ſtoßen hier ſtets an die techniſche Frage über die durchſchnittliche Waffer- 
menge und das Gefälle entgegen der Quantität der eingeleiteten Abfälle, 
und kann eine richtige Löſung nur auf dem Wege der techniſchen Unter— 
ſuchung jedes einzelnen Falles gefunden werden. 

Peyrer ſpricht daher auch ſchon auf Seite 176 von der noth— 
wendigen Vernehmung der Sachverſtändigen, und fügt hinzu, daß dieſer 
Gegenſtand zu den ſchwierigſten Partien des Waſſerrechtes 
und der Fabriksgeſetzgebung, beziehungsweiſe Sanitätspolizei gehört. 
| Die Waſſerbenützung ohne Bewilligung beſchränkt ſich auf die in 
§ 15 namentlich angeführten Benützungsarten; es iſt daher zweifellos, 
daß die von uns dargelegte Benützung des Waſſers zur Fortſchaffung 
von Abfällen der Bewilligung der Behörde unterliegt. 

Peyrer ſagt Seite 109, daß auch eine vorübergehende Be— 
nützung des Waſſers, z. B. „das einmalige Ausleiten des Waſſers zur 
Abſchwemmung von Fabriksabfällen“, einer Bewilligung bedarf, „inio- 
weit nicht ſchon die erwirkte allgemeine Conceſſion derlei Gebrauchs— 
rechte in ſich ſchließt“. Unter die Anlagen, welche auf die Beſchaffen— 
heit des Waſſers Einfluß nehmen, bezieht er hier auch ſolche ein, 
„welche den Gewäſſern ſchädliche und verunreinigende Stoffe aus land⸗ 
wirthſchaftlichen und induſtriellen Betrieben zuführen“: „Gärbereien, 
Bleichereien.“ Weiters auf Seite 219 unter der Aufſchrift Induſtrielle 


Anlagen; hier wird das Waſſer als „bewegende Kraft zur Abführung 
von Abfallſtoffen erwähnt (oder als reinigendes Element, oder als Pro⸗ 
ductionsmittel). Vorausſetzung iſt, daß die Beſchaffenheit des Waſſers 
auf ſchädliche Art verändert wird. Wir vermiſſen auch hier die Berück⸗ 
ſichtigung der indifferenten Abfälle. 

Wichtig iſt die Erörterung, welche Peyrer unter der Bezeichnung 
„Ohne Conſens beſtehende Anlagen“ (Seite 229) gibt. Es wird da⸗ 
ſelbſt ausgeſührt, daß die Conceſſion eines Waſſerrechtes ſich als die 
Verleihung eines „wirklichen Privatrechtes“ darſtellt, daß in dieſem 
Sinne auch Waſſerrechte durch Erſitzung erworben werden können. 
Peyrer ſetzt dazu die Vorausſetzung, „daß der Beſitzſtand kein geſetz⸗ 
lich verbotener ſein darf“, und ſchließt aus dem Umſtande, daß jede 
Vorkehrung u. ſ. f. nach $ 15 der behördlichen Genehmigung bedarf, 
daher ohne Genehmigung verboten iſt, gegen das verbietende Geſetz 
aber eine Erſitzung nicht möglich iſt, daß in einem ſolchen Falle auch 
keine Erſitzung eintreten könne. Dieſe Auseinanderſetzung iſt ganz gewiß 
anfechtbar, da kein Grund vorliegt, die ausnahmsweiſe Erſetzung des 
Rechtstitels, den hier die Conceſſion darſtellt, durch den Verlauf der 
Jahre, beziehungsweiſe die Erſitzung, auszuſchließen. Dies iſt um fo 
wichtiger, als die Erſitzung eines ſolchen Rechtes ſich durchaus nicht 
immer auf Neuanlagen, ſondern ebenſo auf bauliche Veränderungen 
beziehen kann, und ſelbſt nach voller Durchführung der auf die Anlage 
der Waſſerbücher beſtehenden Beſtimmungen eine fortlaufende Evidenz⸗ 
haltung aller baulichen Aenderungen nicht zu erreichen iſt. Es würde 
der Entfall der Erſitzung bei conceſſionspflichtigen Anlagen die Stabili⸗ 
tät der Rechtsverhältniſſe nicht fördern, insbeſondere da gerade die 
Auslegung der Textirung des § 16, „welche auf die Beſchaffen⸗ 
heit .. .. des Waſſers Einfluß nehmen“, die Beurtheilung, ob in 
einem ſolchen Falle eine Aenderung vorliegt oder nicht, vom ſubjectiven 
Ermeſſen der Fachtechniker abhängig macht. Wir wollen hier einen Fall 
der Praxis erwähnen. Die Erſetzung eines ſchlecht functionirenden 
Waſſerrades durch eine Turbine bei ungeändertem l(intermittirendem) 
Betriebe, wurde in erſter Inſtanz als eine nach § 16 unzuläſſige 
Aenderung bezeichnet. Die Recursinſtanz erkannte, daß die Erſetzung 
eines Motors von geringem durch einen ſolchen von hohem Nutzeffect 
bei gleichbleibendem (in dieſem Falle intermittirendem) Betriebe als 
eine ſolche Aenderung nicht anzuſehen fei Bei Neueinleitung des Ver⸗ 
fahrens wurde auch das bautechniſche Gutachten in dieſem Sinne 
abgegeben. 

St es nun zweifelhaft, ob für eine Vorkehrung überhaupt 
die Genehmigung der Behörde einzuholen iſt, dann mag wohl die 
Erſitzung als Rechtstitel nothwendig werden, um den Beſitzer vor 
nachträglich auftretenden Meinungsänderungen zu ſchützen. 

Art und Maß der Waſſerbenützung (Reichsg. SS 18 und 19). 
Das Abtriften der Abfälle erſordert in der Regel keine feſtſtehenden 
Anlagen; nur zum Theile find Sturzbrücken in die Gewäſſer eingebaut, 
oder Sammelkäſten zum zeitweiligen Oeffnen längs der Ufer errichtet. 
Dafür wird die Benützungszeit, ſowie die Menge der einzuwerfenden 
Abfälle von der jeweiligen Waſſermenge abhängen und in der Con⸗ 
ceſſion oder wohl auch nachträglich durch die Behörde zu regeln ſein. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß auch für das Triften, be— 
ziehungsweiſe Einwerfen der Abfälle Bedingungen vorgeſchrieben werden 
können, welche je nach den Umſtänden durch Sachverſtändige feſtzu— 
ſtellen find. Peyrer berührt unſere Frage auch bei §§ 18 und 19, 
Seite 240, indem er ſagt: „Eine beſondere Vorſicht erheiſcht die Be— 
willigung der Einleitung fremder Stoffe in die Gewäſſer; die bloße 
Bewilligung der Leitungsgräben u. dgl. genügt nicht, und ſchließt nicht 
das Recht in ſich, derlei Stoffe in beliebiger Menge und Qualität zu 
beliebigen Zeiten, ohne vorausgehende Klärung einzuleiten.“ Wir fol⸗ 
gern aus der Faſſung des Geſagten, daß Peyrer jedenfalls der An⸗ 
ſicht war, daß eine Benützungsbewilligung unter Wahrung der nöthigen 
Vorſichten, beziehungsweiſe Aufſtellung von Bedingungen zu er⸗ 
theilen iſt. 

Das Verhältniß der Abfalltriftung zur Fiſcherei, das ſchon im 
§ 19 erwähnt wird, ſoll ſpäter im Zuſammenhauge mit dem Fiſcherei⸗ 
geſetze erörtert werden. Hier wäre nur zu erwähnen, daß, inſoweit die 
Triftung Anlagen und Vorrichtungen nöthig hat, dieſe ohne Zweifel 
auch den Beſtimmungen des § 19 unterliegen. 

Ueber das Enteignungsrecht für die Zwecke der Triftung von 
Abfällen enthält das Geſetz keine ausdrückliche Beſtimmung, und dürfte 
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wohl die Meinung zu vertreten ſein, daß dieſem Waſſerbenützungsrechte 
nicht die gleichen Begünſtigungen einzuräumen ſind, als den anderen in 
der Regel im Geſetze namentlich angeführten Benützungsrechten. 

Die SS 24 und ff. beſchränken das Enteignungsrecht ſowie die 
zwangsweiſe Einräumung von Servituten auf ganz ſpecielle Fälle; auch 
der § 26 ſpricht nur von Unternehmern von Bewäſſerungsanlagen, von 
Triebwerken und Stauanlagen, deren Einrichtung überwiegende volks⸗ 
wirthſchaftliche Vortheile erwarten läßt. Dies kann jedoch nicht alle 
Fälle der Duldung von Beſchränkungen umſaſſen, welche Waſſerwerks⸗ 
beſitzern durch vorwiegend wichtige Einrichtungen, Vorkehrungen auferlegt 
werden, und die regelmäßig im Wege der Entſchädigungsverhandlung 
ausgetragen werden. 

Auch hier können wir uns wieder auf Peyrer berufen, der 
dieſe Frage auf Seite 295 vollſtändig klarſtellt. Er ſagt: Das Waſſer⸗ 
rechtsgeſetz beſchränkt die Enteignung nicht auf Grundeigenthum, ſondern 
dehnt dieſelbe auch aus auf Privatgewäſſer, auf Waſſerbenützungsrechte aller 
Art, auf Gebäude, Werke und Anſtalten zur Benützung der Ge— 
wäſſer. Es umfaßt nicht blos die eigentliche Abtretung von 
Eigenthum, ſondern auch die Einſchränkung desſelben durch Zwangs⸗ 
ſervituten.“ 


Das für unſere Frage charakteriſtiſche Merkmal liegt in dem 
Dritten gegenüber ausgeübten Zwange, eine beſtimmte Waſſerbenützung 
dulden zu müſſen, und zwar gegen eine zu vereinbarende oder durch 
die Behörde feſtzuſtellende Entſchädigung, ſobald eine thatſächliche 
Beeinträchtigung beſtehender Rechte vorliegt. Bedingung iſt, Vorhandeu⸗ 
fein eines vorwiegenden öffentlichen Intereſſes, oder aber die Exiſtenz— 
fähigkeit eines Privatunternehmens, das für die wirthichaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des betreffenden Bezirkes von beſonderer Bedeutung iſt. 

Nicht in allen Fällen iſt es nöthig, eine Enteignung vorausgehen 
zu laſſen, es wird ſich vielmehr häufig nur um nachträgliche Ent⸗ 
ſchädigungen handeln. Allerdings kann die Frage aufgeſtellt werden: 
muß ſich der Beſitzer eines Waſſerrechtes gegen eventuelle Entſchädigung 
eine Einſchränkung ſeines Rechtes gefallen laſſen? Dieſe Frage iſt ohne 
Zweifel zu bejahen, da das Geſetz diesfalls ſehr weitgehende Beſchräu— 
kungen zuläßt. Hier kommt auch eine Bemerkung zu erwähnen, die 
Peyrer auf Seite 176 über die Frage der Enteignung macht. Er 
ſagt daſelbſt betreffs der Vorkehrungen, welche die Waſſerverunreinigung 
möglicherweiſe nöthig machen kann, Folgendes: „Wenn Fabriken bereits 
beſtehen und derlei Uebelſtände nicht mehr in anderer Weiſe bejeitigt 
werden können, wird es zuweilen das öffentliche Intereſſe, die ſanitäre 
Rückſicht erheiſchen, den Fabriken ſelbſt die weitergehenden Zwangsrechte 
des 8 48 zur Beſeitigung ſolcher Uebelſtände einzuräumen.“ (8 48 
Zwangsrechte für im öffentlichen Intereſſe unternommene Waſſerbauten) 

Die Behandlung der Enteignungsfrage, der Vorgang, welcher 
bei Conceſſionsverhandlungen gegenüber Einſpruch erhebenden Anrainern 
eingehalten wird, iſt überhaupt ein verſchiedener, und erklärt ſich dies aus 
der nicht hinlänglich präciſirten Faſſung des Gefetzestextes. Jedenfalls 
läßt das Geſetz der Verwaltung in dieſer Frage einen großen Spielraum, 
und es mag dies bei einem Geſetze der Volkswirthſchaftspflege von 
Vortheil ſein. 

Wer aus Erfahrung weiß, welch' verſchiedenartig geſtaltete Ein- 
wendungen nicht felten einem beabſichtigten Waſſerbau entgegengeſtellt 
werden und wie ſchwer es oft ſelbſt für den Techniker iſt, die Grenze 
zu ziehen zwiſchen gerechtfertigten Forderungen einerſeits und Ueber⸗ 
treibungen andererſeits, der wird allerdings eine liberalere Handhabung 
des Geſetzes, welche der Verwaltung einen größeren Spielraum läßt, 
befürworten. 

Dies muß auch bezüglich der Verhandlung über eine Conceſſion 
für die Triftung von Abfällen gelten. Man wird ſelten in der Lage 
ſein, von vorneherein zu beſtimmen, ob und welche Schädigung Waſſer⸗ 
rechtsbeſitzer oder Uferanrainer durch eine ſolche Triftung erleiden; erſt 
nach längerer Ausübung eines ſolchen Benützungsrechtes wird man mit 
einiger Sicherheit über eine thatſächliche Beeinträchtigung, bezw. Schädi⸗ 
gung und über eine auf Grund derſelben zu leiſtende Entſchädigung 
entſcheiden können. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein nicht vollkommen dichter Lattenzaun, owie eine Hecke aus 
Fichtenbaumchen kann nicht als Schutzmaßregel gegen Wild⸗ 
ſchaden im Sinne des Fu des ſteiermärkiſchen Wildſchadenerſatz⸗ 

Geſetzes vom 17. September 1828 angeſehen werden. 

Der Gutsbeſitzer J. P. aus U. machte am 10. März 1885 
bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft H. die Anzeige, daß er an feinen 
freiſtehenden einzelnen Obſtbäumen, ſowie in feiner Baumſchule in 
Folge Haſenfraſſes großen Wildſchaden erlitten habe, obwohl er die 
nöthigen Vorkehrungen: Stroheinband und gute Einzäunung angewendet 
habe; die jagdberechtigte Gutsinhabung N. habe ihn mit ſeinem An⸗ 
ſpruche auf Schadenerſatz abgewieſen. 

Nachdem ein von der Bezirkshauptmannſchaft in H. verſuchter 
Vergleich ſeitens der Gutsverwaltung N. erfolglos blieb, wurde am 
13. April 1885 an Ort und Stelle die commiſſionelle Erhebung unter 
Intervention des Klägers, der Vertretung der Gutsinhabung in N. 
und der zwei beſtellten Sachverſtändigen und Schätzleute vorgenommen. 

Es wurde conſtatirt, daß die freiſtehenden Bäume mit einem 
Strohverbande umgeben waren, bei einigen Bäumen war dieſer Stroh: 
einband noch intact, andere Bäume waren mit einem theilweiſe alten, 
theilweiſe unvollſtändigen Stroheinbande verſehen und beſchädigt. Die 
Summe der beſchädigten Bäume beziffert ſich auf 19 größere und 
52 jüngere Bäume und wurde der Geſammtſchaden auf 29 fl. 60 kr. 
bemeſſen. Die Baumſchule betreffend wurde conſtatirt, daß diefelben von 
einem 4—5 Schuh hohen Lattenzaune, welcher an zwei Seiten durch 
einen lebenden Fichtenzaun verdoppelt erſcheint, umgeben iſt. Derſelbe 
beſteht an dieſen zwei Seiten aus nicht vollſtändig eng geſetzten Latten; 
es wurden beiſpielsweiſe Lücken gefunden, durch die ein Haſe ſchliefen 
kann; an den zwei anderen Seiten hingegen, wo der Lattenzaun den 
alleinigen Schutz bietet, befteht derſelbe aus dicht geſetzten Latten. 

Die Sachverſtändigen erklärten den Zaun als eine ſolche Schutz— 
vorkehrung, wie ſie ein ordentlicher Grundwirth anzuwenden pflegt und 
die in der Regel auch den nöthigen Schutz gewährt. 

Der erfolgte Schaden wurde auf 20 fl. bemeſſen, indem die 
200 Stück in der Baumſchule vorgefundenen einjährigen Wildlinge 
à per 10 kr. bewerthet wurden. 

Der Vertreter der Gutsverwaltung N. beanſtändete beſonders die 
Art des Balkenzaunes an den zwei Seiten, an welchen ſich ihm die 
Fichtenhecke anreiht und erklärt die Einzäunung wegen der darin vor⸗ 
kommenden Lücken und Spalten als ungenügend. 

Mit Erkenntniß vom 10. Juni 1885, 3. 2830, verurtheilte 
nun die k. k. Bezirkshauptmannſchaft die Gutsinhabung zur Schaden⸗ 
erſatzleiſtung an J. P. für den in der Baumſchule durch Haſenfraß 
erfolgten Wildſchaden in der abgeſchätzten Höhe von 20 fl. und zur 
Tragung der Erhebungskoſten per 11 fl. 92 kr. während P. mit 
ſeiner Schadenerſatzklage für den an den einzeln ſtehenden jungen Obſt⸗ 
bäumen erlittenen Schaden abgewieſen wurde. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft motivirt dieſe ihre Entſcheidung 
dahin, daß bei den einzeln ſtehenden Bäumen keine ordnungsgemäße 
Schutzvorkehrung vorgefunden wurde, während dies bei der Baumſchule 
der Fall geweſen ſei, indem nach der üblichen Rechtsauslegung der 
Zaun das Eindrängen der Haſen nur weſentlich zu erſchweren, aber 
nicht vollſtändig und abſolut zu verhindern braucht. Nachdem weiters 
die Gutsverwaltung N. keinen Vergleichsverſuch angenommen habe, könne 
auch nicht die Theilung der Erhebungskoſten angeordnet werden. 

Die k. k. Statthalterei gab dem Recurſe der Gutsinhabung N. 
gegen dieſe Entſcheidung zufolge Erlaſſes vom 17. Juli 1885, 
8. 12.885, aus den Gründen derſelben keine Folge. 

Hingegen fand das hohe k. k. Miniſterium des Innern mit Er⸗ 
laß vom 25. November 1885, Z. 15.282, dem gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung eingebrachten Recurfe Folge zu geben und unter Aufhebung der 
Entſcheidungen der Statthalterei und der Bezirkshauptmannſchaft in den 
in Beſchwerde gezogenen Punkten den J. P. mit ſeinem Anſpruche auf 
den Erſatz von Wildſchaden in ſeiner Obſtbaumſchule abzuweiſen und 
zur Tragung der Erhebungskoſten per 11 fl. 92 kr. zu verhalten, weil 
die Abſchließung der fraglichen Baumſchule mit einem theilweiſe un⸗ 
dichten, den Zutritt des Wildes nicht hindernden Lattenzaune, unter 
weiterer theilweiſer Anbringung eines lebenden Fichtenzaunes nicht als 
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eine Vorkehrung angeſehen werden könne, durch welche ein ordentlicher 
Grundwirth feine Obſtbaumſchule vor Schaden zu ſchützen pflege, daher 
die Bedingung, an welche im Grunde des § 4 des ſteiermärkiſchen 
Landesgeſetzes vom 17. September 1878, L. G. Bl. Nr. 10, das 
Recht zum Schadenerſatze geknüpft iſt, nicht erfüllt ſei. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Landes: Gefet: und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien fammt dem Großherzogthume Krakau. 

IV. Stück. Ausgeg. am 25. Jänner. — Nr. 10. Geſetz vom 28. Decem⸗ 
ber 1-84, womit der Stadtgemeinde Kolomea das Recht zur Einhebung von 
Pflaſtermauthgebühren ertheilt wird. — Nr. 11. Geſetz vom 28. December 1884, 
womit der Stadtgemeinde Brody das Recht zur Einhebung von Pflaſtermauth⸗ 
gebühren eingeräumt wird. — Nr. 12. Kundmachung der k. k. Statthalterei 
vom 29. December 1884, Z. 77.711, betreffend die Berechtigung des Guts⸗ 
gebietes in Gemeinſchaft mit der Gemeinde Suchoröw zur weiteren Eins 
hebung der Mauth von der Brücke am Fluße Szklo. — Nr. 13. Kundmachung 
der k. k. Statthalterei vom 29. December 1884, betreffend die Ertheilung des 
Rechtes zur Einhebung der Brückenmauth an mehrere Gemeinden. — Nr. 14. Kund⸗ 
machung der k. k. Statthalterei vom 29. December 1884, betreffend die Berechti⸗ 
gung des Bezirksrathes in Wieliczka zur weiteren Einhebung der Mauthgebühren 
von der an der Gemeindeſtraße Podgorz⸗Kobierzyn über dem Wilgafluſſe gelegenen 
Brücke und auf der Bezirksſtraße Wieliczka⸗Dobcezyce. — Nr. 15. Kundmachung 
der k. k. Statthalterei vom 29. December 1884, betreffend die Ertheilung des 
Rechtes zur weiteren Einhebung der Mauth an mehrere Gemeinden. 
Nr. 16. Kundmachung vom 29. December 1884, betreffend die Ertheilung des 
Rechtes zur weiteren Einhebung der Mauthgebühr von den Ueberfuhren an 
mehrere Gemeinden. — Nr. 17. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
29. December 1884, betreffend die Ertheilung des Rechtes zur Einhebung von 
Mauthgebühren. 

V. Stück. Ausgeg. am 28. Jänner. Nr. 18. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 12. Jänner 1885, 8. 1542, betreffend die Bedeckung des Ab⸗ 
ganges des Landesſondes im Jahre 1885 mittelſt Zuſchlages zu den directen 
Steuern. — Nr. 19. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 1885, 
betreffend die Ertheilung der Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren. — 
Nr. 20. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 1885, betreffend 
die Ertheilung des Rechtes zur Einhebung von Mauthgebühren. — Nr. 21. Kund⸗ 
machung der k. k. Berghauptmannſchaft in Krakau vom 4. Jänner 1885, 
3. 19, betreffend die Beſtimmung eines Schutzrayons behufs Erhaltung der 
Trinkwaſſerquellen in der Gemeinde Reguliee. — Nr. 22. Geſetz vom 16. Jänner 
1885, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau, betreffend die Aufnahme eines Anlehens von 200.000 Gul⸗ 
den ö. W. zur Unterſtützung der von der Ueberſchwemmung im Jahre 1884 
heimgeſuchten hilfsbedürftigen Landwirthe. 

VI. Stück. Ausgeg. am 16. Februar. — Nr. 23. Kundmachung vom 
21. Jänner 1884, betreffend die Forterhebung der Zuſchläge zur Erwerb- und 
zur Einkommenſteuer. — Nr. 24. Verordnung der k. k. Finanz⸗Landesdirection 
vom 20. December 1885, Z. 1945, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zur 
fünfpercentigen Abgabe von den aus dem Titel der Bauführung hauszinsſteuer⸗ 
freien Gebäuden für den Landesfond. 

VII. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — Nr. 25. Kundmachung der 
k. k. Statthalterei vom 10. Februar 1885, Nr. 7776, betreffend die Beibehal⸗ 
tung der Heranziehung der vierten Altersclaſſe bei der regelmäßigen Stellung im 
Jahre 1885 in Galizien und dem Großherzogthume Krakau. — Nr. 26. Kund⸗ 
machung der k. k. Statthalterei vom 14. Februar 1885, Z. 8261, womit der 
Reiſe⸗ und Geſchäſtsplan der Stellungscommiſſionen zur Heeresergänzung für 
das Jahr 1885 in Galizien verlautbart wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 12. April. — Nr. 27. Geſetz vom 2. Februar 
1885, betreffend die Aenderung des Artikels 15 des Geſetzes vom 2. Mai 1873 
(L. G. und Vogs. Bl Nr. 251) über die Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes 
an den öffentlichen Volksſchulen. — Nr. 28. Geſetz vom 2. Februar 1885, wo⸗ 
mit auf Grund des Reichsgeſetzes vom 2. Mai 1883, R. G. Bl. vom 5. März 
1883 Nr. 53, Beſtimmungen über die Einrichtung öffentlicher Volksſchulen und 
insbeſondere der Bürgerſchulen getroffen werden. Nr. 29. Geſetz vom 
2. Febuar 1885, womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. Mai 1873 
(L. G. Bl. Nr. 250) über die Errichtung und Erhaltung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen und die Verpflichtung zum Schulbeſuche, ſowie des Geſetzes vom 28. De⸗ 
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cember 1882 (L. G. Bl. Nr. 2 vom Jahre 1883) über die Koſten der Er⸗ Perſonalien. 
richtung und Erhaltung der Volksſchulen und über die Schulfonde abgeändert Seine Mojeftät haben dem mit Titel und Charafter eines Hofrathes ber 
werden. kleideten disponiblen Generalconſul und diplomatiſchen Agenten Ottokar Freiherrn 

IX. Stück. Ausgeg. am 27. April. — Nr. 30. Kundmachung der k. k. pon Schlechta-Wſſehrd den Titel und Charakter eines a. o. Geſandten und 


AR Fass... 5 = bevollmächtigten Miniſters verliehen. 
e ne we Al ie Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe, Dombaumeiſter Friedrich 


Feſtſtellung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. April bis Ende September 1885. Schmidt taxfrei den Freiherrnſtand und dem Baurathe Paul 111 erburger 
X. Stück. 31. i. — Nr. 31. Geſetz vom 21. April 1885, | taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, dann dem Bauinſpector 
ien 0 5 Ausgeg 10 . 5 Lod 25 en 1 5 agli, 5 ogthume Ignaz Gröger das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem Architekten 
N 1 Ne Dann UFER! 5 1 e i tſtadt L 10 8 Rudolph Breuer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Krakau, enthaltend die Bauordnung für die königliche fe rn Seine Majeftät haben dem Dberbaurathe im Miniſterium des Innern 
XI. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. — Nr. 32. Geſetz vom 19. Mai 1885, Franz Wilt taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
womit die Straße von Jezierzany nach Kolendziany als Landesſtraße erklärt wird. Seine Majeftät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Anton 
— Nr. 33. Geſetz vom 24. Mai 1885, wirkſam im Königreiche Galizien und ge mal deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
N i t Krakau, betreffend die Befreiung fänmt- Ordens verliehen. . 
1 . e 1 5 Gali a A 1 8 Ae 1 5 Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
licher Eindinftr der⸗Landesbank des ami im " » I Rechnungsrevidenten Franz Lechner zum Rechnungsrathe der Statthalterei in 
dem Großherzogthume Krakau, von allen Steuerzuſchlägen, mit Ausnahme der 


Linz ernannt. 
landesfürſtlichen. Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Bergrathes 


Stück. Ausgeg. am 20. Juni. — Nr. 34. Geſetz vom 13. Mai bekleideten Vorſtand der Berg⸗ und Hüttenverwaltung in Swoszowice Ober⸗ 
— yo 5 ni na des Du Brepfluſſes. — 905 35. Geſetz vom Berg⸗ und Hüttenverwalter Stanislaus Mrowee zum Salz⸗Oberamtsverwalter 
1885, betreffend die Regulirung des 2 5 a des Salzverſchleißamtes in Wieliczka ernannt. 
13. Mai 1885, betreffeud die Ertheilung eines Darlehens aus dem Landesfonde | 


N 5 55 m 0 Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Malek zum Steuer⸗ 
an die Waſſergenoſſenſchaft zur Regulirung der Waſſerläufe zwiſchen dem Wis- Oberinſpector der mähriſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


lokafluſſe und der Debica⸗Tarnobrzeger Landesſtraße. | Der Handelsminiſter hat den Bezirkscommiſſär e Joſeph Freiherrn 

XIII. Stück. Ausgeg. am 30. Juni. — Nr. 36. Kundmachung des Poſſinger von Choborski und die Miniſterialconcipiſten Moriz Felicetti 

5 a 153 N 5 von Lieb l d Dr. M t Koſel zu Minifterial-Bicefecretüre . 

Landesausſchuſſes für das ee a e . dan dem Mine an e anſuet Koſel zu f feeretäven im Han 

Großherzogthume Krakau vom 27. Mai 8. 25.4 Se etreff Feſtſezung Der k. k. oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsofficial des Miniſteriums 

der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus zu Biaka. — Nr. 37. Kund- des Innern Anton Bauer und den Rechuungsofficial des Finanzminiſteriums 
machung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und Lodomerien 


Alfred Ritter von Hofmann zu Rechnungsrevidenten des oberſten Rechnungs⸗ 
ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 27. Mai 1885, Z. 25.016, in Betreff hofes ernannt. 
Feſtſetzung der Verpflegstaxe fiir das allgemeine Krankenhaus zu Przemysl. 


Erledigungen. 
Hauptſteueramts⸗Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis Ende Februar. Amtsbl. Nr. 21.) 


0 DR . Bezirkscommiſſärsſtelle bei der politiſchen Verwaltung Dalmatiens in der 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, womit eine Landesſchulumlage für Zwecke neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Statthaltereiconcipiſtenſtelle in der zehnten 


der öffentlichen Volksſchulen eingeführt wird. — 2. Geſetz vom 22. Jänner 1885, | Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, womit die 88 22, 23, 24, 28, 31, Bezirkshauptmannsſtelle, eventuell Statthaltereiſecretärsſtelle in Nieder⸗ 
32 und 35 des Geſetzes vom 30. Jänner 1873 (L. G. und Vdgs. Bl. IX, 10 ae N been beziehungsweiſe achten Rangsclaſſe, bis 10. Februar. 
ex 1873), betreffeud die Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an e e i 


g . H Sofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Re Saſſi 
den öffentlichen Volksſchulen des Herzogthums Bukowina, abgeändert werden. in der l ee bis Mitte bn (Amtsbl. Nr. 24) aſſiſtentenſtelle 


II. Stück. Ausgeg. am 22. Februar. — 3. Geſetz vom 7. Februar 1885, Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Bereiche des Staatsbau⸗ 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Aenderung des § 33 der dienſtes in Dalmatien, bis Mitte Februar. Amtsbl. Nr. 25.) 
Gemeinde⸗Wahlordnung vom 14. November 1863. — 4 Kundmachung des Buko⸗ 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
I. Stück. Ausgeg am 9. Februar. — 1. Geſetz vom 22. Jänner 885, 


winger k. k. Landespräſidenten vom 14. Februar 1885, 8. 1747, betreffend die Verlag 
Feſtſtellung des Reiſe⸗ und Geſchäftsplanes der für die regelmäßige Stellung im der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Jahre 1885 activirten Aſſentcommiſſionen. Wien, I., Kohlmarkt 7. 
III. Stück. Ausgeg. am 29. März. — 5. Verordnung des Juſtizmini⸗ - 
ſteriums vom 10. März 1885, 8. 4344, i ivir 3 Kreis⸗ C 
an en 25 ee betreffend die Activirung des Kreis ommentar 
IV. Stück. Ausgeg. am 10. April. — 6. Kundmachung des Bukowinaer zum österreichischen allgemeinen 


Laudesausſchuſſes vom 17. März 1885, Z. 699, betreffend die Feſtſtellung der bürgerlichen Gesetzbuche 


Verpflegstaxe in der Landes⸗Gebäranſtalt in Czernowitz. — 7. Kundmachung der 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗Direction in Czernowitz vom 6. April 1885, Z. 2368, 
betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für die Zeit vom 1. April bis Ende 
September 1885. 

V. Stück. Ausgeg. am 26. April. — 8. Kundmachung des Bufowinner 
k. k. Landespraſidenten vom 24. April 1885, Nr. 4838, betreffend die Activi⸗ 
rung einer ſtändigen Nachſtellungscommiſſion in Czernowitz. 


VI. Stück. Ausgeg. am 30. April. — 9. Kundmachung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes des Herzogthums Bukowina vom 14. April 1885, Z. 964, betreffend die 
Verlegung der auf der Gurahumora⸗Kornolunczer Bezirksſtraße in Berkiſcheſtie 
befindlichen Mauth nach Kapukodrului. 

VII. Stück. Ausgeg. am 18. Juni. — 10. Geſetz vom 13. Jänner 1885, 
wirkſam für das Herzogthum Bukowina, betreffend die Errichtung der Bukowinaer 
Landes⸗Krankenanſtalt in Czernowitz als eines öffentlichen allgemeinen, mit einer 
Abtheilung für Geiſteskranke verbundenen Krankenhauſes und Auflaſſung des der⸗ 
zeit in Czernowitz beſtehenden öffentlichen allgemeinen Krankenhauſes. 


von weiland 
Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Pr. Carl Schreiber. 
2 Bände. 114 Bogen gr. 8°. Preis: 12 fl., gebunden in 2 elegante 
Halbfranzbände Preis: 14 fl. 


Der Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nunmehr in 
vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 

Die Verlagshandlung räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung, zum mindesten im 
Betrage von 2 fl. zu stellen sind. 
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bHiezu für die P. . Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 40 der Erkenntniſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


